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Das sind die wichtigen Punkte für Tierärzte/innen im Koalitionsvertrag 
von CDU, CSU und SPD (Stand: 9. April 2025) 
 
Bürokratieabbau 
 
Bürokratieabbau bei Tierarzneimitteln 
Wir werden unnötige doppelte Meldungen und Aufzeichnungspflichten, wie beispielsweise im 
Bereich der Tierarzneidatenbank, abschaffen und Datenbanken zusammenführen.  
 
(Anmerkung: Der bpt hat die Forderung zur Abschaffung bzw. Entschlackung des staatlichen 
Antibiotikamonitoring sehr frühzeitig den Verhandlern der Agrar-Arbeitsgruppe zugespielt, 
offenbar mit Erfolg.) 
 
Bürokratieabbau  auf EU-Ebene 
Wir wirken darauf hin, dass die von der EU-Ebene ausgehende Bürokratie umfassend und 
wirkungsorientiert zurückgebaut wird. Wir unterstützen die EU-Kommission beim 
Bürokratierückbau und fordern höhere Ambitionen (zum Beispiel „One in, two out“-Regelung, 
Reduzierung von Anpassungs- und Verwaltungskosten um mindestens 25 Prozent 
beziehungsweise 35 Prozent bei kleinen und mittleren Unternehmen. Die Bundesregierung wird 
sich bei jedem EU-Dossier für Bürokratierückbau und Bürokratievermeidung einsetzen und in 
den EU-Ratsarbeitsgruppen und Komitologieausschüssen eine aktive Rolle einnehmen. 
 
(Anmerkung: Mit dieser Formulierung besteht die realistische Chance, dass sich die 
Bundesregierung auch auf EU-Ebene auch für eine Neuverhandlung der EU-
Tierarzneimittelverordnung eintritt.) 
 
Bürokratieabbau beim Datenschutz 
Wir nutzen alle vorhandenen Spielräume der DSGVO, um beim Datenschutz 
für Kohärenz, einheitliche Auslegungen und Vereinfachungen für kleine und mittlere 
Unternehmen, Beschäftigte und das Ehrenamt zu sorgen. Auf europäischer Ebene wollen wir 
erreichen, dass nicht-kommerzielle Tätigkeiten (zum Beispiel in Vereinen), kleine und 
mittelständische Unternehmen und risikoarme Datenverarbeitungen (zum Beispiel 
Kundenlisten von Handwerkern) vom Anwendungsbereich der DSGVO ausgenommen werden. 
 
Fachkräftemangel  
 
Fachkräftemangel 
Dem massiven Fachkräftemangel wollen wir entgegenwirken, indem wir Arbeitsgenehmigungen 
für qualifizierte Fachkräfte beschleunigen. Wir bauen Bürokratie und Dokumentationspflichten 
ab, vereinfachen Normen und Standards mittelstandsgerecht, reduzieren die Nachweisführung 
von Fördermitteln und erleichtern den Zugang zu Innovationsprogrammen. 
 
Arbeitszeitflexibilisierung 
Die Arbeitswelt ist im Wandel. Beschäftigte und Unternehmen wünschen sich mehr Flexibilität. 
Deshalb wollen wir im Einklang mit der europäischen Arbeitszeitrichtlinie die Möglichkeit einer 
wöchentlichen anstatt einer täglichen Höchstarbeitszeit schaffen – auch und gerade im Sinne 
einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Zur konkreten Ausgestaltung werden wir 
einen Dialog mit den Sozialpartnern durchführen. Wir werden die Pflicht zur elektronischen 
Erfassung von Arbeitszeiten unbürokratisch regeln und dabei für kleine und mittlere 
Unternehmen angemessene Übergangsregeln vorsehen. Die Vertrauensarbeitszeit bleibt ohne 
Zeiterfassung im Einklang mit der EU-Arbeitszeitrichtlinie möglich. Kein Beschäftigter darf gegen 
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seinen Willen zu höherer Arbeitszeit gezwungen werden. Deshalb werden wir Missbrauch 
ausschließen. 
 
Beschleunigte Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
Es gilt, bürokratische Hürden einzureißen, etwa durch eine konsequente Digitalisierung sowie 
die Zentralisierung der Prozesse und eine beschleunigte Anerkennung der 
Berufsqualifikationen. Dafür schaffen wir, unter Mitwirkung der Bundesagentur für Arbeit, eine 
digitale Agentur für Fachkräfteeinwanderung – „Work-and-stay-Agentur“ – mit einer zentralen IT-
Plattform als einheitliche Ansprechpartnerin für ausländische Fachkräfte. Die Agentur bündelt 
und beschleunigt unter anderem alle Prozesse der Erwerbsmigration und der Anerkennung von 
Berufs- und Studienabschlüssen und verzahnt diese mit den Strukturen in den Ländern. 
 
Zuschlagsfreie Mehrarbeit 
Damit sich Mehrarbeit auszahlt, werden Zuschläge für Mehrarbeit, die über die tariflich 
vereinbarte beziehungsweise an Tarifverträgen orientierte Vollzeitarbeit hinausgehen, steuerfrei 
gestellt. Als Vollzeitarbeit soll dabei für tarifliche Regelungen eine Wochenarbeitszeit von 
mindestens 34 Stunden, für nicht tariflich festgelegte oder vereinbarte Arbeitszeiten von 40 
Stunden gelten. Wir werden bei der konkreten Ausgestaltung eine praxisnahe Lösung in enger 
Abstimmung mit den Sozialpartnern entwickeln. Wir werden einen neuen steuerlichen Anreiz 
zur Ausweitung der Arbeitszeit von Teilzeitbeschäftigten schaffen: Wenn Arbeitgeber eine 
Prämie zur Ausweitung der Arbeitszeit zahlen, werden wir diese Prämie steuerlich begünstigen. 
Missbrauch werden wir ausschließen. 
 
Kinderbetreuung 
Wir werden in Neubau, Ausbau, Sanierung und Modernisierung (etwa für Inklusion, 
Arbeitsschutz, Ausstattung und Digitalisierung) investieren, um frühkindliche 
Bildung zu ermöglichen. Den Ganztagsausbau treiben wir voran. Wir halten am Ausbauziel für 
die Ganztagsbetreuung in der Grundschule fest. Dafür werden wir bürokratische Hürden 
abbauen.  
 
Selbständigkeit 
 
Mutterschutz für Selbstständige 
Wir wollen einen Mutterschutz für Selbstständige analog zu den Mutterschutzfristen für 
Beschäftigte einführen. Dafür prüfen wir zeitnah umlagefinanzierte und andere geeignet 
Finanzierungsmodelle. Darüber hinaus entwickeln wir gemeinsam mit der 
Versicherungswirtschaft Konzepte für die Absicherung der betroffenen Betriebe. Wir werden 
eine Aufklärungskampagne zum Mutterschutz umsetzen. 
 
Versorgungswerke bleiben erhalten 
Die Selbstverwaltung der Freien Berufe und die berufsständischen Versorgungswerke werden 
wir stärken. Wir werden durch eine wirksame Reform des Statusfeststellungsverfahrens die 
Rechtssicherheit für Selbstständige und ihre Auftraggeber schaffen. 
 
Tarifpolitik 
 
Mindestlohn anheben 
An einer starken und unabhängigen Mindestlohnkommission halten wir fest. Für 
die weitere Entwicklung des Mindestlohns wird sich die Mindestlohnkommission im Rahmen 
einer Gesamtabwägung sowohl an der Tarifentwicklung als auch an 60 Prozent des 
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Bruttomedianlohns von Vollzeitbeschäftigten orientieren. Auf diesem Weg ist ein Mindestlohn 
von 15 Euro im Jahr 2026 erreichbar.  
 
Tarifbindung 
Unser Ziel ist eine höhere Tarifbindung. Tariflöhne müssen wieder die Regel werden und dürfen 
nicht die Ausnahme bleiben. 
 
Tierschutz und Tiergesundheit 
Wir bekennen uns zur landwirtschaftlichen Nutztierhaltung und setzen uns für verlässliche 
Rahmenbedingungen und Planungssicherheit ein. Wir schaffen genehmigungsrechtliche 
Hürden beim Stallbau ab und schaffen Bestandsschutz für neu- und umgebaute Tierwohlställe 
für mindestens 20 Jahre und ermöglichen im Baugesetzbuch (BauGB) einen unkomplizierten 
Tierartenwechsel. Wir führen ein einmaliges Prüf- und Zulassungsverfahren für neue 
Stallsysteme ein, um langfristigen Investitionsschutz sowie Rechts- und Planungssicherheit für 
die Landwirtschaft herzustellen. Die Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sollen 
im Bereich der landwirtschaftlichen Tierhaltung praxistauglich umgestaltet werden. Wir stellen 
die notwendigen Mittel für den tierwohlgerechten Stallbau auf Grundlage staatlicher Verträge 
dauerhaft bereit. Wir reformieren unter Einbeziehung der Beteiligten der gesamten 
Wertschöpfungskette das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz grundsätzlich, um es 
praxistauglich zu gestalten und auf das Tierwohl auszurichten. 
 
Wir werden das Tiergesundheitsrecht harmonisieren und praxistauglich gestalten. Wir werden 
die Tiergesundheitsstrategie unter Vernetzung der vorhandenen Datenbanken weiterentwickeln. 
Die Höchstsätze zur Entschädigung im Tierseuchenfall werden wir in angemessener Weise 
anpassen. Wir prüfen die Videoüberwachung auf Schlachthöfen. Wir werden den Tierschutz 
stärken und schaffen eine praxistaugliche Rechtsgrundlage für Kontrolle und Kennzeichnung 
von toten Tieren in Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte, verbieten den Handel mit 
Haus- und Heimtieren im öffentlichen Raum (unbeschadet Tierbörsen und -märkten) sowie 
anonym online. Zoologische Gärten sind wichtige Institutionen des Artenschutzes und der 
Bildung, deren Arbeit und Investitionen wir unterstützen. Zusätzliche Haltungsverbote in 
zoologischen Einrichtungen lehnen wir ab. Ebenso unterstützen wir Tierheime bei Investitionen. 
 
(Anmerkung: Umfängliche Novellierungen beim Tierarzneimittelgesetz und beim 
Tierschutzgesetz sind nicht geplant und wird es voraussichtlich auch nicht geben.)  
 
Globale Gesundheit 
Forschung zu antimikrobiellen Resistenzen und eine nachhaltigere Gesundheitsfinanzierung 
treiben wir voran. 
 
(Anmerkung: Gebührenordnungen sind an keiner Stelle im Koalitionsvertrag explizit adressiert. 
Damit wird deutlich, dass die neue Koalition keine Abschaffung bestehender 
Gebührenordnungen anstrebt und etwaige Überarbeitung Sache des zuständigen Ministers ist.) 
 
Ressortierung 
Aller Voraussicht nach wird die Tiermedizin auch in der nächsten Legislaturperiode im (um die 
Heimat erweiterten) Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Heimat ressortiert 
sein. Die Leitung des BMELH wird von der CSU besetzt. 
 
(Anmerkung: Im Gespräch ist dafür Michaela Kaniber, aktuell LW-Ministerin in Bayern). 
 

10. April 2025/ Heiko Färber 


